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Die deutſche „Baralong“Note
Nach der Einnahme von Cetinje

Wien, 14. Januar. Die Beſetzung Cetinjes rief, wie
wohl ſie erwartet war, allgemeine Genugtuung her
vor, die auch in der Beflaggung der öffentlichen und privaten
Gebäude zum Ausdruck kommt.

Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt über den Fall von
Cetinje:

Mit wuchtigen Schlägen zertrümmert das öſterreichiſch-
ungariſche Heer die militäriſche Macht Montenegros: Auf die Er
ſtürmung des Lowtſchen iſt die Einnahme der Hauptſtadt
Montenegros gefolgt. Zugleich ſchreitet die Umklam-
merung der weichenden montenegriniſchen
Streitkräfte von Nordoſten und Oſten unaufhaltſam fort.
Was die öſterreichiſchungariſchen Truppen in dem überaus ſchwie-
rigen Gelände geleiſtet haben, gehört zu den herrlichſten
Taten dieſes Krieges und der Kriege allerZeit e n. Weder ſteile, ſchneebedeckte Höhen, noch die Unweg-
ſamkeit der Straßen und Pfade haben ein unüberwindliches
Hindernis abgeben können. Jede Aufgabe, die den tapferen
Truppen geſtellt wurde, haben ſie gelöſt, mochten die Anſtrengungen
und Entbehrungen noch ſo groß ſein. Während die öſterreichiſch-
ungariſchen Truppen an der italieniſchen Grenze und in Wol-
hynien in unermüdlicher Hingebung einen unerſchütterlichen Wall
gegen alle mit noch ſo großer zahlenmäßiger Uebermacht geführ-
ten Angriffe bilden, dringen ihre Kameraden in das „unbeſieg-
bare“ Montenegro mit jedem Tage tiefer ein und bereiten den
endgültigen Sturz auch dieſer Säule des Vierverbandes vor. Dag
deutſche Volk beglückwünſcht die treuen Bundesgenvſſen von ganzem
Herzen zu den neuen großen Erfolgen, die weitere Schritte zu dem
gemeinſamen Ziele des Vierbundes Deutſchland, Oeſterreich-
Ungarn, Türkei und Bulgarien bedenten.

Glückwünſche an Kaiſer Franz Joſeph
Wien, 14. Jan. Kaiſer Franz Joſef ſind am 11. Januar

vom deutſchen Kaiſer und vom König von Sachſen nach-
ſtehende Telegramme zugegangen:

Darf ich Dir von Herzen meine Glückwünſche aus-
ſprechen zur Erſtürmung des Lowtſchen, die Deine tapferen
Truppen mit bewunderungswürdiger Ausdauer und Geſchick
durchgeführt haben. Gott hat ſichtbar geholfen. Er wird ferner

mit uns ſein. Wilhelm.Habe heute mit großer Freude die Eroberung des
Lowtſchen geleſen und ſpreche Dir meinen herzlichſten
Glückwunſch zu dieſer glänzenden Waffentat
Deiner Armee aus. Gott helfe uns weiter!

Friedrich Auguſt.
w 27777 ergingen am 12. Januar nachſtehende Ant-

orttelegramme:
An ſeine Majeſtät Wilhelm II., Deutſcher Kaiſer und

König von Preußen:
Hocherfreut durch Deine anerkennungsvolle Teilnahme an

der neueſten Waffentat meiner tapferen Truppen, welchen
es gelang, die ſtarke Poſition des Lowtſchen ſtürmend zu er
obern, bitte ich Dich, meinen wärmſten Dank für Dein
bundesfreundliches Telegramm empfangen zu wollen. Gottes
Beiſtand wird uns zu gutem Ende unſeres gemein-
ſamen Kämpfens geleiten. Herzlichſt

Franz Joſeph,.
An Seine Majeſtät Friedrich Auguſt, König von Sachſen:
Wärmſtens danke ich Dir für Deine mich ſehr erfreuende

Beglückwünſchung zu dem glänzenden Erfolge, den meine
tapferen Truppen eben in Montenegro errungen haben. Gott

iſt mit un s. Franz Joſeph,.
Jtalien trägt die Schuld

Ernſte Verſtimmung im Vierverbaude?
Mailand, 14. Jan. Wie „Corriere della Sera“ meldet,

hat der König geſtern nachmittag den beinahe gleichzeitigen
Beſuch des ruſſiſchen, des fran zöſiſchen und des en g-
liſchen Botſchafter s empfangen.

„London, 14. Januar. Die „Times“ veröffentlicht eine Zu
ſchrift von Arthur Evans, die ſich mit dem Schickſal Serbiens
und Montenegros beſchäftigt. Abſchließend verzeichnet das Blatt
die Nachrichten in der italieniſchen Preſſe über die Stimmung, in
r engliſche Publikum die Räumung Gallipolis aufnahm und
chreibt:

Wir geben zu, daß die Kriegführung auf Gallipoli die
Kritik herausfordert. Wir ſind ſicher daß die italieniſche Preſſe
mit derſelben Aufmerkſamkeit des Freundes und Verbündeten
uns das Recht zugeſteht, uns darüber zu verwundern, daß Jta-
lien den Verluſt einer ſo wichtigen Stellung wie des Lovcen
dulden konnte, ohne den Verſuch zu machen, Montenegro bei
der Verteidigung entſprechend zu unterſtützen. Jtalien hätte
an der Erhaltung Montenegros mindeſtens ebenſoviel Intereſſe

deſte n. land an der Oeffnung der Darda
Auch die Pariſer Blätter äußern ſich wegen der Ein-

nahme des Lowcen beſorgt über das Schickſal Monte
und g deutlich den Unwillen über Jtalienrchblicken. So ſchreibt „Temps“: Wir können uns keinen

d Begriff machen von den Gründen, dieJ r an der Hilfeleiſtung gehindert haben ſollten. Selb
unter Nichtachtung ründe des GSefühls, die es ihnen faft zus

hätten machen ſollen, wäre es in ihrem eigenſten Inter
I h die Beſterreicher ſich nicht an der Adria ausbreiten

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht

Wien, 14. Jan. Amtlich wird verlautbart 14. Jan.
Südöſtlicher Kriegsſchauplatz

Die Montenegriner haben unter Preisgabe
ihrer Hauptſtadt an allen Punkten ihrer Süd- und
Weſtfront den Rückzug an getreten. Unſere Trup-
pen ſind in der Verfolgung über die Linie Budu gar
Cetinje-Grab-Grahovo hinausgerückt und
dringen auch öſtlich von Bileca und bei Avtovac ins mon-
tenegriniſche Gebiet ein. Bei Grahovo fielen drei Ge
ſchütze ſamt Bedienung, 500 Gewehre, ein Maſchinen-
gewehr, viel Munition und anderes Kriegsgerät in
unſere Hand. Bei Berane und weſtlich von Jpek nichts
Neues.

Ruſſiſcher Kriegsſchauplatz
Der Feind verſuchte ſeit geſtern früh neuerlich unſere

beſſarabiſche Front bei Toporoutz und öſtlich von
Rarancza zu durchbrechen. Er unternahm fünf größere
Angriffe, deren letzter in die heutigen Morgenſtunden fiel.
Er mußte aber jedesmal un r ſchweren Verluſten
zurückgehen. Hervorragenden Anteil an der Abwehr
der Ruſſen hatte abermals das vorzüglich geleitete, über
wältigende Feuer unſerer Artillerie. Seit Beginn der
Schlacht in Oſtgalizien und an der beſſarabiſchen Front
wurden bei der Armee des Generals Freiherrn von
Pflanzer-Baltin und bei den. öſterreichiſch-ungari-

überſchen Truppen des Generas Grafen Bothmer
5100 Gefangene, darunter 30 Offiziere und Fähn-
riche, eingebracht. Bei Karpilowka in Wolhynien zer-
ſprengten unſere Streifkorpskommandos einige ruſſiſche
Feldwachen.

Italieniſcher Kriegsſchauplatz
An der Südweſtfront ereignete ſich nichts von Be-

deutung. Einzelne Punkte bei Malborgeth und
Raibl ſtanden unter feindlichem Geſchützfeuer. Die
Tätigkeit der italieniſchen Flieger erſtreckte ſich auch auf
den Raum von Trieſt. Eine auf Pirano abgeworfene
Bombe verurſachte keinen Schaden.

Der Stellvertreter des Chefs des Generalſtabes
v. Höfer, Feldmarſchalleutnant.

Ein Erlaß des Kaiſers an den Reichskanzler
Berlin, 14. Jan. Der „Reichsanzeiger“ veröffent-

r den Erlaß des Kaiſers anden Reichs-
anzler:

Zum zweiten Male werde ich meinen Geburtstag im
Waffenlärm des Krieges begehen. Trotz der helden-
mütigen Taten und ruhmvollen Erfolge der deutſchen und
verbündeten Streitkräfte iſt der ſchwere Daſeinskampf
noch nicht beendet, den der Neid und der Haß feindlicher
Großmächte uns aufgezwungen haben. Noch müſſen
Herz, Sinne und Kraft des deutſchen Volkes im Felde
und daheim auf das eine große Ziel gerichtet ſein, den
endgültigen Sieg und einen Frieden zu erringen, der
das Vaterland gegen eine Wiederholung feindlicher
Ueberfälle nach menſchlichem Ermeſſen dauernd zu ſichern
verbürgt. Jch bitte daher, auch in dieſem Jahre an
läßlich meines Geburtstages von ſonſt zu meiner Freude
üblichen feſtlichen Veranſtaltungen, Glückwünſchen und
Kundgbungen abzuſehen und bei ſtillem Ge
danken es bei treuer Fürbitte bewenden
zu laſſen. Wer ſeiner freundlichen Geſinnung an
dieſem Tage noch einen beſonderen Ausdruck zu geben
ſich gedrungen fühlt, möge es durch Gaben der Liebe
zur Linderung der durch den Krieg geſchlagenen Wunden
oder durch erhöhte Teilnahme ander Kriegs
fürſorge tun. Meines wärmſten Dankes können
alle gewiß ſein. Gott der Herr aber ſei auch ferner mit
uns und unſeren Waffen. Er weihe die ſchweren Opfer,
die freudig auf dem Altar des Vaterlandes dargesracht
werden, zu einem weiteren Grundſtein für den feſten
Bau des Reiches und eine glückliche Zukunft des deut-
ſchen Volkes.

dieſen Erlaß zur öffentlichenIch erſuche Sie,
Kenntnis zu bringen.

Großes Hauptquartier, 12, Januar 1936.
Wilhelm I. R.

zu ſollen. Sie ſteht auf dem

Vvergell ung für den „Baralong“-Mord!
Die Antwort der deutſchen Regierung

Auf die ſeinerzeit veröffentlichte Denkſchrift der deut
ſchen Regierung über die Ermordung der Be
ſatzung eines deutſchen Unterſeeboots durch
den Kommandanten des britiſchen Hilfs-
kreuzers „Baralong'“, hat die britiſche Regierung
durch Vermittlung der amerikaniſchen Botſchaft in Berlin
die Antwort erteilt, die wir ſchon am 9. Januar (vgl. Nr. 13
der „Hall. Ztg.“) inhaltlich wiedergegeben haben.

Hierauf hat die deutſche Regierung am
12. d. M. dem amerikaniſchen Botſchafter in Berlin fol-
gende Erwiderung zur Uebermittlung an die britiſche
Regierung übergeben:
Erwiderung der Deutſchen Regierung auf die
Erklärungen der Britiſchen Regierung zu der

deutſchen Denkſchrift über den Baralong-Fall
Die Britiſche Regierung hat die deutſche Denkſchrift über

den „Baralong“-Fall dahin beantwortet, daß ſie einerſeits die
Richtigkeit der ihr von der Deutſchen Regierung mitgeteilten
Tatſachen in Zweiſel zieht, andererſeits gegen die deutſchen
Streitkräfte zu Lande und zu Waſſer den Vorwurf erhebt, vor-
ſätzlich ungezählte Verbrechen wider das Völkerrecht und die
Menſchlichkeit begangen zu haben, die keine Sühne erfahren
hätten und denen gegenüber die angebliche Straftat des Kom-
mandanten und der Mannſchaft der „Baralong“ völlig zurück-
trete.

Für dieſen Vorwurf hat die Britiſche Regierung keinerlei
Beweiſe beigebracht,

ſondern ſich darauf beſchränkt, ohne Mitteilung irgendwelcher
Belege drei im Seekrieg vorgekommene Einzelfälle anzuführen,
wo deutſche Offiziere völkerrechtswidrige Grauſamkeiten verübt
haben ſollen. Die Britiſche Regierung ſchlägt vor, dieſe Fälle
durch einen aus amerikaniſchen Marineoffizieren beſtehenden
Gerichtshof unterſuchen zu laſſen, und iſt unter dieſer Voraus-
ſetzung bereit, dem bezeichneten Gerichtshof auch den „Barag-
long“-Fall zu unterbreiten.

Die Deutſche Regierung legt die ſchärfſte Verwahrung ein
gegen die unerhörten und durch nichts erwieſenen Anſchuldigungen der Britiſchen Re-
gierung gegen die deutſche Armee und die

deutſche Marine ſowie gegen die Unterſtellung, als ob die
deutſchen Behörden etwaige zu ihrer Kenntnis gelangenden

Straftaten ſolcher Art unverfolgt laſſen. Die deutſche
Armee und die deutſche Marine beobachten auch
im gegenwärtigen Kriege die Grundſätze des Völker-
rechts und der Menſchlichkeit, und die leitenden Stellen
halten ſtreng darauf, daß alle dagegen etwa vorkommenden Ver-
ſtöße genau unterſucht und nachdrücklich geahndet werden.

Auch die drei von der Britiſchen Regierung aufgeführten
Fälle ſind ſeinerzeit durch die zuſtändigen deutſchen Bekörden
einer eingehenden Unterſuchung unterzogen worden. Dabei hat
ſich zunächſt in dem Falle der Verſenkung des briti-
ſchen Dampfers „Arabic“ durch ein deutſches Unterſee-
boot ergeben, daß der Kommandant des Unterſeeboots nach Lage
der Umſtände die Ueberzeugung gewinnen mußte, der
Dampfer ſei im Begriff, ſein Fahrzeug zu ram-
men er glaubte daher

in berechtigter Notwehr
zu handeln, als er ſeinerſeits zum Angriff auf das Schiff über-
ging. Der weiter angeführte Fall des Angriffs eines
deutſchen Torpedobootszerſtörers auf ein
britiſches Unterſeeboot in den däniſchen Hoheits-
gewäſſern hat ſich in der Weiſe abgeſpielt, daß es in dieſen
Gewäſſern zwiſchen den beiden Kriegsſchiffen
zum Kampfe gekommen iſt, und daß ſich dabei das
Unterſeeboot durch Geſchützfeuer gewehrt hat; daß bei dem dent-
ſchen Angriff die däniſche Neutralität verletzt worden iſt, wird
von der Britiſchen Regierung um ſo weniger geltend gemacht
werden können, als die britiſchen Seeſtreitkräfte in
einer Reihe von Fällen deutſche Schiffe in neutralen
Gewäſſern angegriffen haben. In dem Falle der
Vernichtung des britiſchen Dampfers „Ruel“
endlich hat das deutſche Unterſeeboot lediglich die von der Deut
ſchen Regierung im Februar 1915 angekündigten Vergel-
tungsmaßnahmen zur Anwendung gebracht; dieſe

Maßnahmen entſprechen dem Völkerrecht,
da England bemüht iſt, durch die völkerrechtswidrige Lahmlegung
des legitimen Seehandels der Neutralen mit Deutſchland dieſem
jede Zufuhr abzuſchneiden und damit das deutſche Volk der
Aushungerung preiszugeben, gegenüber völkerrechtswidrigen
Handlungen aber angemeſſene Vergeltung geübt werden darf.
Jn allen drei Fällen hatten es die deutſchen Se eſtreit-
kräfte nur auf die Zerſtörung der ffeindlichen
Schiffe, keineswegs aber aufdie Vernichtung

ſich retten den wehrloſen Perſonen abge-
die entgegenſtehenden Behauptungen der
n Regierung müſſen mit aller Ent-
eit als unwahr zurückgewieſen werden.

innen der Vritiſchen Regierung, die
en ei Fälle gemeinſam mit dem „Baralong“-Fall

durch einen aus amerikaniſchen Marineoffizieren gebildeten Ge-
hof unterſuchen zu laſſen, glaubt die

Deutſche Regierung als unannehmbar ablehnen
EStandpunkt, daß die gegen Ange



hörige der deutſchen Streitmacht erhobenen Beſchuldigungen pon
den eigenen zuſtändigen Behörden unterfuchtwerden müſſen, und daß dieſe jede Gewähr für eine un
parteiiſche Benrteilung und gegebenen Falles auch für eine ge
rechte Beſtrafung bieten. Ein anderes Verlangen hat ſie auch
gegenüber der Britiſchen Regierung in dem „Baralong“Fall
nicht geſtellt, wie ſie denn keinen Augenblick zweifelt, daß ein
aus britiſchen Seeoffizieren zuſammengeſetztes Kriegs
gericht den

feigen und heimtückiſchen Mord gebührend
ahnden

würde. Dieſes Verlangen war aber um ſo berechtigter, als die
der Britiſchen Regierung vorgelegten eidlichen Ausſagen amerika
niſcher, alſo neutraler Zeugen, die Schuld des Kom
mandanten und der Mannſchaftder „Baralong“ ſo
gut wie außer Frageſtellen.

Die Art, wie die Britiſche Regierung die deutſche Denkſchrift
beantwortet hat, entſpricht nach Form und Jnhalt nicht dem Ernſt
der Sachlage und macht es der Deutſchen Regierung
unmöglich, weiter mit ihr in dieſer Angelegen-
W it zu verhandeln. Die Deutſche Regierung ſtellt daher
als
feß Endergebnis der Verhandlungen
eſt,

daß die Britiſche Regierung das berechtigte Verlangen auf Un
terſuchung des Baralong-Falles unter nichtigen Vorwänden un
erfüllt gelaſſen und ſich damit für das dem Völkerrecht wie der
Menſchlichkeit hohnſprechende Verbrechen ſelbſt verantwortlich
gemacht hat. Offenbar will ſie den deutſchen Unterſeebooten ge
genüber eine der erſten Regeln des Kriegsrechts, nämlich außer
Gefecht geſetzte Feinde zu ſchonen, nicht mehr innehalten, um ſie
ſo an der Führung des völkerrechtlich anerkannten Kreuzer-
kriegs zu verhindern.

Nachdem die Britiſche Regierung eine Sühnung
des empörenden Vorfalls abgelehnt hat, ſieht ſich
die Deutſche Regierung genötigt, die Ahndung des
ungeſühnten Verbrechens ſelbſt in die Hand zu nehmen und die
der Herausforderung

entſprechenden Vergeltungsmaßnahmen zu treffen.
Berlin, den 10. Januar 1916.

Deutſcher Reichstag
Sitzung vom 14. Januar 1916.

Am Bundesratstiſche: Dr. Delbrück, v. Stumm.
Präſident Dr. Kaempf eröffnete die Sitzung um 11 Uhr

4 Minuten mit folgenden Worten: Jch habe dem Hauſe eine
Trauermitteilung zu machen. Der frühere Abg. Büſing iſt
am 12. Januar verſchieden. Er war 1900 und 1903 zweiter
Vizepräſident des Hauſes und hat ſich ſtets n hervorragen-
der Weiſe an den Arbeiten des Reichstags beteiligt. Wir
werden ihm ein warmes und treues Andenken bewahren,
Sie haben ſich zum Zeichen Jhrer Teilnahme von den
Plätzen erhoben; ich ſtelle dies feſt.
f Auf der Tagesordnung ſtanden zunächſt kurze An
ragen.Abg. Baſſermann (Natl.) fragte: Jſt der Herr Reichs

kanzler in der Lage und bereit, über die widerrechtliche,
völkerrechtswidrige

Verhaftung des deutſchen Konſuls in Saloniki
durch den franzöſiſchen Oberkommandierenden nähere Mit-
teilungen zu machen?

Direktor der Politiſchen Abteilung des Auswärtigen
Amts Geſandter Frhr. v. Stumm: Am 30. Dezember
wurden das deutſche, öſterreichiſch-ungariſche, türkiſche und
bulgariſche Konſulat in Saloniki von den Ententetruppen
beſetzt, die Konſuln nebſt dem Perſonal verhaftet und auf
ein franzöſiſches Kriegsſchiff gebracht. Sie ſind dann an
ſcheinend nach Frankreich gebracht worden.

Dieſer unerhörte Völkerrechtsbruch

iſt ein neues Glied in der endloſen Kette
von Verletzungen des Völkerrechts, deren ſich ger de
diejenigen Mächte in dieſem Kriege ſchuldig gemacht haben,
die ſich ſtets als die Beſchützer der Neutralität und der Un
abhängigkeit der kleinen Staaten aufſpielen. Die Kaiſer-
liche Regierung hat bei der griechiſchen Regierung Proteſt
erhoben und ſie für die Sicherheit der verhafteten Konſu
latsbeamten verantwortlich gemacht. (Beifall.) Die
griechiſche Regierung hat ihrerſeits bei der franzöſiſchen und
engliſchen Regierung gegen die Verletzung ihrer Souve-
ränität in ſchärfſter Weiſe proteſtiert und die Auslieferung
der Verhafteten verlangt. Es iſt dem Herrn Reichskanzler
nicht bekannt, ob eine Antwort auf dieſen Proteſt erfolgt
echt v. Dr. Liebknecht ruft: Beſtellte Arbeit! Gelächter
rechts.

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Fortſchr. Vpt.) fragte an:
Jſt dem Herrn Reichskanzler bekannt, daß die Poſtſendun-

rofe Poſtanweiſungen, Geldſendungen, Poſtpakete),
ie für

die in Frankreich internierten deutſchen Kriegsgefangenen
beſtimmt ſind, dieſen erſt nach mehr als einmonatiger Friſt
zugeſtellt werden? Was gedenkt die Reichsregierung zu tun,
um eine Verbeſſerung dieſer Verhältniſſe ſeitens der fran
zöſſchen Behörden herbeizuführen?

Stellvertretender Bundesratsbevollmächtigter Oberſt
Friedrich: Der deutſchen Heeresverwaltung ſind durch viel
fache Beſchwerden

ſtarke Verzögerungen der Poſtſendungen
an die deutſchen Kriegsgefangenen in Frankreich bekannt.
Es iſt erwieſen, daß dieſe Verzögerungen, ſoweit es den Ab-
lauf der Sendungen in der Heimat an die deutſche Grenze
anlangt, nicht an uns liegt, ſondern dieſe Verzögerungen
erſt in Frankreich eintreten. Dort trägt die franzöſiſche Poft
nicht allein die Schuld, ſondern wir haben feſtgeſtellt, doß
die Urſache dieſer Verzögerungen vielfach an der Willkür
eines größeren Teils der franzöſiſchen Kommandanten,
namentlich auch an der Willkür des Unterperſonals in den
franzöſiſchen Kriegsgefangenenlagern liegt. Die deutſche
Heeresverwaltung hat wiederholt nachdrücklich hiergegen
Beſchwerde bei der franzöſiſchen Regierung erhoben. Auf
eine Beſtimmung der deutſchen Heeresverwaltung, die aus
militäriſchen Gründen dringend notwendig war, und die
dahin lautet, daß alle aus den deutſchen Kriegsgefangenen
lagern von den franzöſiſchen Kriegsgefangenen nach Frank
reich und auch von den ruſſiſchen Kriegsgefangenen nach
ihrer Heimat abgehenden Briefſendungen zehn Tage liegen
müſſen, ehe ſie abgeſandt werden, hat die franzöſiſche Regie
rung nicht nur das gleiche angeordnet, ſondern auch be-
ſtimt, daß alle einlaufenden Briefe an die deutſchen Kriegs-
r x einer Sperre von zehn Tagen unterliegen. Es
at auch den Anſchein, als wenn aus Willkür ein Teil der

franzöſiſchen Kommandanten dieſe Anordnung noch weiter
hin verſchärft hat und nicht auf die Briefe beſchränkt, ſon
dern auf alle Poſtſendungen, alſo auf Geld und Pakete,
ausdehnt. Die deutſche Heeresverwaltung bat daraufhbin

als Gegenmaßregel verfügt, daß alle an franzöſiſche Kriegs
gefangene einlaufenden Briefe nunmehr ebenfalls einer
zehntägigen Sperre unterliegen. Dies iſt den franzöſiſchen
Kriegsgefangenen bekannt gegeben mit dem Hinzufügen,
dies den Angehörigen mitzuteilen. Sollte dieſe Maßregel
nicht wirken, ſollten weiterhin ſtarke Verzögerungen der
Poſtſendungen an deutſche Kriegsgefangene in franzöſiſchen
Lagern beſtehen bleiben, beabſichtigt die deutſche Heeres
verwaltung

mit Nachdruck zu weiteren Maßregeln
zu greifen. (Beifall.)

Abg. Dr. Liebknecht (Soz.) forderte die ſofortige Erledi
gung ſeiner beiden Anfragen vom Mittwoch.

Präſident Dr. Kaempf lehnte dies als geſchäftsordnungs-
widrig ab. (Abg. Dr. Liebknecht verließ die Tribüne mit
den Worten: „Sie wollen das Volk betrügen!“ Große Un-
ruhe. Dr. Liebknecht wurde zur Ordnung gerufen.)

Die Beſprechung der Ernährungsfragen
wurde fortgeſetzt.

Abg. Schiele (Deutſchkonſ.) Daß wir mit den vor
handenen Vorräten auskommen werden, wie in den 17
Monaten bisher, darüber ſind wir in der Kommiſſion zu
einer gewiſſen Übereinſtimmung gelangt.

Gegenüber den Angriffen auf die Landwirtſchaft,
die Wucherpreiſe erzielt habe, ſollte Herr Simon bei ſeinem
Parteigenoſſen Kaliski in den „Sozialiſtiſchen
Monatsheften“ nachleſen, daß die Erſtarkung der
Produktionskraft der Landwirtſchaft ſelbſt die Zahlung
eines hohen Preiſes rechtfertige, und daß nach den Er-
fahrungen des Krieges die Landwirtſchaft nicht als Er
werbsſtand, ſondern als eine

Angelegenheit der Nation
zu betrachten ſei. Umſo angenehmer berührte die geſtrige
Außerung des Kollegen Fiſchbeck, daß es mehr denn je auf
die gegenſeitige Verſtändigung ankomme. Die agrariſche
Preſſe ſteht hauptſächlich in der Abwehr gegen übertrieben
ſcharfe Angriffe. Unter der Wucht der großen Geſchehniſſe
unſerer Zeit muß jedes Mißverſtehen ſchwinden. Wir haben
es zu begrüßen, daß in den letzten 10 bis 15 Jahren unſere
wirtſchaftlichen Verhältniſſe derart erſtarkt ſind, daß es uns
ermöglicht wurde, in dieſem Kriege durchzuhalten. Der
Schatzſekretär hob neulich hervor, daß unſere vermögen-
bildende Kraft in dieſer Zeit diejenige der Engländer und
Franzoſen bei weitem übertroffen habe. Nicht allein der
Milliardenexport, den wir ja auch begrüßen, begründet
unſer wirtſchaftliches Gedeihen, ſondern der heimiſche
Boden iſt es, auf dem dieſe Erſtarkung vegründet iſt. Als
vor 10 bis 15 Jahren die Induſtrie in eine kritiſche Lage
kam, hat ihr nicht das Ausland aufgeholfen, ſondern die
Landwirtſchaft hat ihr den fehlenden Auslandsmarkt er-
ſetzt. Unſere jetzigen Milliarden-Ausgaben bleiben im
eigenen Lande, weil die v

Jnduſtrie im eigenen Lande arbeiten kann.
Vermöge ſeiner hochentwickelten Landwirtſchaft kann
Deutſchland heute die Volksernährung ſelbſt übernehmen.
Die Produktionskraft der Landwirtſchaft darf aber in die
ſem Kriege auch niemals erlahmen; das ſage ich gerade als
Jnduſtrieller. Der Urgrund des Daſeins, die Gewähr un
ſeres Lebens, liegt auf dem e. Die Notwendigkeit der
Einſchränkung der Brot u der Futtermittelration be-
dauern wir, erkennen aber an, daß die

Brotverſorgung des Volkes die Hauptſache
iſt. Die Zuſatzkarten müſſen in erſter Linie auf die in Jn
duſtrie und Landwirtſchaft hart Arbeitenden beſchränkt
bleiben. Wir hoffen andererſeits, daß uns die Einfuhr aus
den Balkanländern die fehlenden Futterſtoffe nach und nach
erſetzen wird. Die Schätzung der

Kartoffelvorräte
auf 54 Millionen Tonnen iſt zwar übertrieben, aber die
15 Millionen Tonnen für den Konſum der Bevölkerung
ſind unter allen Umſtänden vorhanden; ihre ſchnellere Zu
führung an die Bevölkerung muß nur organiſiert werden.

Der Fleiſchverbrauch von 54 Kilogramm
pro Kopf und Jahr iſt unnötig groß, doppelt ſo hoch als
1870, zwei Kilogramm höher, als in England, und unſere
Väter haben ſich doch damals nicht ſchlechter geſchlagen, als
heute ihre Söhne. Der engliſche Fleiſchverzehr, hauptſäch-
lich Rind- und Hammelfleiſch, bedeutet bei 52 kg Fleiſch
verzehr 171 028 Kalorien, der deutſche aber, in erſter Linie
Schweinefleiſch, bei nur 2 kg mehr 204 906 Kalorien; das
beſagt, daß wir pro Kopf in Wirklichkeit 14 kg Fleiſch mehr
verzehren, als England. Betrachten wir die Vorräte der
drei Hauptnahrungsmittel Brot, Kartoffeln und Fleiſch zu
ſammen, ſo ergibt ſich als unbedingt ſicher, daß eine er
hebliche Einſchränkung nicht ſtattzufinden braucht und

von wirklicher Knappheit nicht die Rede iſt,
nicht in dieſem und nicht in den kommender Jahren, denn
die kommende Ernte wird weſentlich beſſer ſein, als die
letzte; wir haben die jetzigen Reſultate auf
Grund einer Mißernte erzielt. Es iſt ſehr frag-
lich, ob die Verhältniſſe im Auslande ſich nicht zunehmend
ungünſtiger geſtalten werden und ob wir nicht für Deutſch
land auch bei längerer Kriegsdauer in der Volksernährung
eine gewiſſe Stabilität erreichen werden.

Das Ausbleiben der Kartoffelzufuhr
wird der Landwirtſchaft mit Unrecht vorgeworfen; eine
ſolche Zurückhaltung wäre angeſichts ihrer Koſtſpieligkeit
eine abſolute Torheit geweſen. Verzögerungen ergaben die
lokalen Verhältniſſe, ſtarke Abnahme der Geſpannkraft und
Mangel an Transportmitteln. Der Mangel an Waggons
war ja auch bei unſeren Truppen in Rußland bemerkbar;
in Kowno blieben Waggons vierzehn Tage lang ſtehen, ge
rade in der Zeit der Verſorgung mit Kartoffeln. Sie fehlten
überall. Der Weſten hat hinſichtlich der Eßkartoffeln einen
anderen Geſchmack als der Oſten, daher wurden dort Kar-
toffeln als nicht geeignet von den Städten zurückgewieſen

und dann verfüttert. Oder wo ſind ſie geblieben? Die
Verſorgung des Weſtens mit Viehkartoffeln beſorgten bis-
her ja auch Belgien, Holland und Nordfrankreich faſt aus
ſchließlich; der Oſten konnte dieſe Lücke nicht ausfüllen. Un
ſere Hauptforderung iſt

Förderung der Produktionskraft als Hauptſache;
die Verteilung iſt eine innere Frage des Landes.

Der Futtermittelmangel
wir hoffentlich durch Einfuhr ausgeglichen, da die Anbau
fläche beim Fehlen von Düngemitteln zurückgeht. Die neue
Stickſtoffquelle muß in erheblichem Maße der Landwirt
ſchaft zugänglich gemacht werden. Viele erfahrene landwirt-
ſchaftliche Betriebsleiter ſtehen im Felde, der Mangel an
ſolchen vermindert die Wirtſchaftserträge: der Mangel an

Geſpannen, an Fütterung uſw. ſteigern die Produktions-
koſten erheblich. Das günſtige Ergebnis des Herrn Wen-
t in ſeiner eigenen Wirtſchaft iſt nicht allgemein beweis-
räftig.

Die Wirkung der Betriebsverſchlechterung
land wirtſchaftlicher Güter in den kommenden Jahren mutz
abgewartet werden; vielleicht wird das zurückgelegte Bar-
geld nicht ausreichen, ſie auszugleichen.

Die landwirtſchaftlichen Arbeiter
leiden nicht ſo Not, wie es von der Linken geſchildert wird.
Die Naturalverhältniſſe ermöglichen es ihnen. auch im
Kriege erträglich durchzuhalten. r
Felde gefallenen Landarbeiter, ſind immer noch im Beſitz
ihrer Wohnungen. Das patriarchaliſche Verhältnis iſt ſo,
daß der Beſitzer es als ſein nobile officium anſieht, ſie
dort zu laſſen. Wohnung und Naturalien zuſammen er
geben 470 Mark, die ich den Familien zuwende, und ſtatt
der Arbeiter müſſen Kriegsgefagnene gehalten werden.

Kriegsgefangenen- Arbeit
koſtet nicht etwa nur die Beköſtigung von 1,40 Mark
arbeitstäglich, ſondern mit Sonntagsverpflegung, Über-
wachungskoſten, Kleidung und Wäſche täglich 2,81 Mark, iſt
nur halb ſo viel wert, wie die Arbeit unſerer eigenen
Arbeiter und muß den ganzen Winter hindurch bis zum
1. April bezahlt werden. Jm „Vorwärts“ hat „ein prak
tiſcher Landwirt“ aus Pommern die Produktionskoſten für
den Zentner Kartoffeln auf 1,25 Mark errechnet. aber auf
ganz falſchen Grundlagen. Z. B. ſetzt er den Preis für
Heu niedriger an, als für Stroh, und den Dünger mit
3 Mark, während jeder praktiſche Landwirt weiß, daß man
9 Mark rechnen muß. So kommt er für den Morgen auf
2,50 Mark, während wir mit 15 bis 20 Mark zu rechnen
haben. Und gerade mit der Kartoffel, die der leichte Boden
trägt, muß der Landwirt die Mißernte in anderen Pro
dukten ausgleichen. Der Landwirt wirtſchaftet heute

auf Abbau und auf Raubbau.
Pferde fallen an Entkräftung, obwohl die chemiſche Unter
ſuchung das Futtermittel als geſund befunden hat. Gerade
an Pferden wird Raubbau getrieben, und deshalb wünſchen
wir die Erſatzfuttermittel vom Balkan recht bald. Bei der
Veranlagung der Einkommenſteuer für die Landwirte muß
die Verminderung der ganzen Kulturverhältniſſe, die Ab-
magerung des Rindviehs und der Pferde berückſichtigt wer
den, um den wirklichen Reinertrag feſtzuſtellen.

Nicht allein der Arbeiter leidet Not!
Der Mittelſtand, der kleine Gewerbeſtand, bie freien Be
rufe, die Beamten, die lediglich auf ihr Fixum angewieſen
ſind, leiden verhältnismäßig mehr Not als irgend eine
andere Kategorie, hier muß mit Teuerungszulage uſw.
eingegriffen werden. Wir wünſchen daher auch ein-
ſtimmige Annahme der Reſolution wegen

Förderung der Kleinhandelsvereinigungen.
Jede Mühle, die ihre Exiſtenzberechtigung nachweiſen
kann, muß mit Arbeit bedacht werden. Die geſtrige Kritik
an den Höchſtpreiſen für Schweine verdient Beachtung.
Wir müſſen uns gegenſeitig zu verſtehen ſuchen, eine
mittlere Linie zwiſchen Konſumenten und Produzenten
finden und einmütig an die Löſung der wirtſchaftlichen
Fragen gehen.

Unterſtaatsſekretär Dr. Michaelis: Wenn der Vor-
redner von einer vollen Mißernte geſprochen hat, ſo kann
das irreführen. Die Schwierigkeit der Beurteilung der
diesjährigen Ernte liegt in ihren großen Verſchiedenheiten.
Jemand kann örtlich ſagen: wir ſtehen vor einer Miß-
ernte; andererſeits hat mir der Landeshauptmann von
Weſtfalen voll Stolz eine Sendung ſeiner prachtvollen
Ahren geſchickt und geſchrieben, acht Güter hätten eine
Ernte gehabt, wie ſeit vielen Jahren nicht. Dürre und
Feuchtigkeit hatten teilweiſe die Ernte geſchädigt, aber

von einer vollen Mißernte iſt keine Rede.
Abg. Dr. Werner Gießen (Wirtſch. Vgg.): Das Ausland

wird ſich ſtark verrechnen, wen es annimmt, wir würden
wirtſchaftlich bald am Boden liegen. Wir haben im Oſten
eine Kartoffelrekordernte, und wo eine Mißernte vor
handen war, wird ſie reichlich ausgeglichen. Daß kein
Mangel an den notwendigen Nahrungsmitteln vorhanden
iſt, beweiſt ſchon die vorzügliche Verpflegung der Kriegs
gefangenen.

Eine Teuerung beſteht
bei uns, aber auch im Auslande, auch im neutralen das iſt
eine Folge des Krieges. Redner klagte über die Rieſen-
einkäufe der Städte als preisſteigernd und die ſpekulativen
Rieſengewinne an Heereslieferungen, Ausſchreitungen des
Kartoffelgroßhandels und zu ſchwache Gegenmaßregeln.
Auch er verlangte ſtärkere Beſchäftigung der Kleinmühlen,
die mit billigeren Kräften, mit Wind und Waſſer und ohne
hohe Transportkoſten arbeiten, da ihre Kundſchaft meiſt in
der Nachbarſchaft liegt. Die Angriffe gegen die Landwirt
ſchaft ſeien zeitweilig ſo ſcharf, wie während der Kämpfe
um den Zolltarif, aber niemand verdiene ſie ſo wenig, wie
der Bauernſtand. Scharfe Beſtrafung des Wuchers werde
das Vertrauen im Volke heben.

Abg. Fiſchbeck (Fortſchr. Vpt.): Die vom Vorredner an
gegriffene

Abmelkewirtſchaft der großen Städte
hat dazu beigetragen, die Kinderſterblichkeit einzudämmen.
Wir alle haben unter dem Einfluß des Gutachtens der
Profeſſoren über die Schweineabſchlachtung geſtanden;
Leichenreden auf das unſchuldig in der Blüte ſeiner Jahre
hingeſchlachtete Schwein ſollten alſo nicht gehalten werden.

Abg. Dr. Boehme (Natl.) erinnerte daran, daß die
Zweckmäßigkeit der Schweineabſchlachtung vorm Jahre in
der Kommiſſion auch bezweifelt worden ſei.

Abg. Schiele (Deutſchkonſ.) erklärte, er habe nicht von
einer allgemeinen Mißernte im deutſchen Vaterlande ge-
ſprochen, ſondern nur auf geringe Erträgniſſe einzelner
Teile von Provinzen als auf eine gewiſſe Mißernte hinge-
wieſen. Der Weſten Deutſchlands hatte eine gute Ernte
I ech Erträgnis in Süddeutſchland ermöglichte einen

usgleich.
Abg. Held (Natl.) Auf Bemerkungen des Abg. Schiele

über mich will ich nicht antworten, weil ich den Burgfrieden
weiter halten will.

Damit ſchloß die Diskuſſion.
Die 44 von der Kommiſſion bemtragten Reſolutionen

wurden angenommen, größtenteils einmütig. Die Konſer
vativen ſtimmten gegen die Reſolutionen wegen Feſtſetzung
einheitlicher Mehl-, Brot und Butterhöchſtpreiſe für

Bezirke, wegen der Preiſe für dierockenprodukte der Kartoffeln und. wegen Herabſetzung
der Höchſtpreiſe für Verbrauchsaucker.

Die Familien der im
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Die ſozialdemokratiſchen Anträge, die Höchſtpretſe für
Kartoffeln nicht weiter hinaufzuſetzen, bei überſchreitung
der Höchſtpreiſe den Käufer ſtraflos zu laſſen, wenn er den
Verkäufer nicht dazu angereizt habe, und auf Abſtufung der
Höchſtpreiſe für Viehverkäufe ab Stall und ab Schlachtvieh
markt und Einführung von Fleiſchkarten wurden gegen die
Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt, dagegen der
ſozialdemokratiſche Antrag angenommen, den Bundesrat
um Erwägungen zu erſuchen, wie am zweckmäßigſten den
Gemeinden die unbedingt notwendige Schlachtviehzufuhr
durch Beſchlagnahme geſichert werden kann.

Mündlich berichtete namens der Kommſſion für den
Reichshaushaltsetat über

Reſolutionen, Anträge und Petitionen
Graf v. Weſtarp (Konſ.) und empfahl die Annahme der

Reſolutionen
1.) den Reichskanzler um Anordnung zu erſuchen, daß

bei öffentlichen Arbeiten und Lieferungen die zu Genoſſen-
ſchaften und Lieferungsverbänden vereinigten ſelbſtändigen
Handwerksmeiſter weitgehend berückſichtigt werden,

2.) auf Berückſichtigung des ſelbſtändigen Kleingewerbe
handels bei Schaffung von Realkredit,
tet 83.) auf ſchnelle und volle Zahlung bei Militärauf

gen,
4.) auf paritätiſche Vertretung der Tegxtilarbeiter

Gewerkſchaften und Unternehmer in den Ausſchüſſen für
Unterſtützungen mit Reichshilfe,

5.) auf eine Bundesratsverordnung, daß Arbeitsloſen-
Unterſtützungen nicht als Armenunterſtützung gelten und
nicht zurückgezahlt werden,

6.) auf Vermittlung des Reichsamts des Innern bei
Lohnſtreitigkeiten in für den Heeresbedarf arbeitenden
Betrieben,

7.) auf Bekanntgabe der Grundſätze für Entſchädigung
von Kriegsſchäden in den Grenzbezirken und

8.) auf Gewährung von Bauholz und Wirtſchafts-
geſpannen an die Bewohner der durch feindlichen Einfall
geſchädigten Gebiete.

Als Material ſollen überwieſen werden die Anträge auf
Verbot von Ausverkäufen in Woll und Baumwollwaren im
ganzen deutſchen Detailhandel und auf ein Erſuchen an den
Reichskanzler um ſchleunige Ausgeſtaltung der Abteilung
zur Förderung der Tätigkeit von Jnduſtrie und Handel im
Reichsamt des Jnnern, ſodaß eine kaufmänniſch durch
greifende und möglichſt ſchnelle Entſcheidung der vorlie-
genden Aufgaben gewährleiſtet wird.

Über die Petitionen berichtete Abg. Hoch und beantragte,
ſie, ſoweit ſie Ernährungs- und Wirtſchaftsfragen betreffen,
dem Reichskanzler als Material, ſoweit ſie Teuerungs-
zulagen für Beamte, Hilfsbeamte uſw. betreffen, zur Er
wägung zu überweiſen.

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Der Krieg hat unendliche Ver
luſte an Menſchenleben und an Arbeitskraft herbeigeführt.
Die Arbeiter und ihre Familien als wirtſchaftlich Schwachen
zu unterſtützen, iſt Pflicht des Reiches. Die Gemeinden
ſollen es nicht dahin kommen laſſen, daß dieſe Familien
dem Siechtum verfallen, dan würden die Aufwendungen
noch viel größer ſein. Wir haben in der Kommiſſion eine
Erhöhung der Wochenbeihilfe beantragt, welche der Kinder
ſterblichkeit entgegenwirkt. Ebenſo ſollte man den Kriegs
invaliden Kinderzuſchüſſe geben. Auch die Arbeiterverſiche-
rung könnte noch mehr leiſten trotz der Kriegsbelaſtung.
Für die Arbeitsfähigkeit der Kriegsbeſchädigten müſſen
rechtzeitig ausreichende Mittel zur Verfügung geſtellt wer-
den, medico-mechaniſche Verfahren, Ausbildung für andere
Berufe uſw. Man muß ſich rechtzeitig für den Frieden
rüſten. Den zurückkehrenden Kriegern muß Arbeit nach-
gewieſen oder Unterſtützung gewährt werden.

Abg. Jrl (Ztr.) betonte im Anſchluß an die Reſolutionen,
der Krieg habe das Handwerk aufgerüttelt, der Genoſſen
ſchaftsgedanke habe ſich ausgedehnt. Möchten die Behörden
mir Beſtreben zur Selbſthilfe im Handwerk möglichſt unter

ützen.
Abg. Schulenburg (Natl.) knüpfte daran auch die Bitte,

den feldgrauen Handwerkern nach Möglichkeit Urlaub zu
geben, um ihre Geſchäftsbücher in Ordnung halten zu
können.

Abg. Bartſchat (Fortſchr. Vpt.) ſprach in gleichem Sinne,
wie der Vorredner und betonte, in die Frage des Wieder
aufbaus der Provinz Oſtpreußen gehört keine Parteipolitik.
Abg. Brandes-Halberſtadt (Soz.) ſprach über die Not der

von den Fahnen entlaſſenen Arbeiter und betonte, die Be
ſchäftigung von Frauen in gewerblichen Betrieben bedürfe
großer Vorſicht wegen der Erhaltung unſeres Volksbeſtan
des; die nächtliche Frauenarbeit müſſe vor allem eingeſchränkt werden, Sonn und Feiertage ganz frei bleiben.

Miniſterialdirektor Dr. Casper: Die Bedenken des Abg.
Brandes gegen eine übermäßige Beſchäftigung von Frauen
verdienen ernſteſte Beachtung. (Sehr richtigl) Von der
Erlaubnis der Frauenarbeit in der Schwereiſeninduſtrie
muß mit großer Vorſicht Gebrauch gemacht werden. Die
Achtſtundenſchicht ſoll die Regel ſein.

Abg. Dr. Streſemann (Natl.): Zur Beſchäftigung von
Frauen ſind wir gezwungen zur Aufrechterhaltung des Wirt
ſchaftsbetriebes, wie in der Landwirtſchaft. Aber alle mög
liche Rückſicht iſt im nationalen Intereſſe geboten. Die
Arbeitsloſigkeit dürfte nicht ſo groß werden, da die jetzt
beſchäftigten Kriegsgefangenen ausfallen und viele Arbeits
kräfte leider nicht zurückkehren; das Rückfluten der Arbeits
kräfte muß aber in ein Syſtem gebracht werden. Mit ſeinen
Angriffen auf die Arbeitgeber hat Herr Brandes den ſozialen
Burgfrieden gebrochen. Gegen eine Drohung mit dem
Schützengraben, erklären wir uns natürlich aufs Entſchie
denſte. Unſere ſo ſehr beſchränkte Ausfuhr ſollte möglichſt

erleichtert werden. t
r e „Oſtpreußen-„die eine Reichskontrolle für die preußiſche Aktionſchaffen n. renAbg. Kre onſ.) ein, das Nebeneinanderlaufen derSaienſten c r ſchoſſen Eine

ng der oſtpreußiſchen Pferdezucht und des An-urnd ein
er weiteren Debatte ſprach nochmals Abg. KretKirh gegen ein lediglich verzögerndes Eingreifen

Die Reſolutionen wurden ſämtlich angenommen.
ſte Sitzung: Sonnabend 10rente, ſurdebatte aben Uhr vorm. (Alters

Schluß 634 Uhr.

Beſtimmung für Margarine
Berlin, 14. Januar. Durch eine vom Reichsanzeiger veröffent

lichte Bekanntmachung wird beſtimmt daß die aus dem Auslande
von jetzt an eingeführ Margarine nur durch die ZJZentral-
Sinkaufsgeſel t i in iwerben da ellI ſchaft in Berlin n den Verkehy gebracht

Preußiſcher Landtag
Herrenhaus

Sitzung vom 14. Januar 1916.
Präſident Graf v. Arnim-Boitzenburg eröffnete die

Sitzung um 1 Uhr 20 Minuten.
Das neu eingetretene Mitglied Graf Albrecht zu Stol-

berg-Wernigerode wurde in der üblichen feierlichen Form
auf die Verfaſſung vereidigt.

Seit dem Schluß der vorigen Seſſion ſind folgende Mit
glieder verſtorben: Am 11. Juli Hausminiſter a. D.
v. Wedel-Piesdorf, am 17. Juli Ernſt v. Kuenheim-Span-
den, am 11. Auguſt Profeſſor Brunner, am 22. Oktober
Dr. v. Dziembowski, am 27. Oktober Jgnagz Freiherr
v. Landsberg, am 24. Dezember Graf v. Kalnein.

Die Mitglieder des Hauſes erhoben ſich zu Ehren der
Verſtorbenen von ihren Plätzen, der Präſident widmete
ihnen Worte dankbaren Gedenkens.

Neu eingetreten ſind Graf Albrecht zu Stalberg-Werni-
gerode auf Grund erblichen Rechts und v. OldenburgJanu-
ſchau, berufen auf Präſentation des Landſchaftsbezirks
Oberland (Mohrungen).

Der Präſidegt erbat und erhielt die Ermächtigung, die
geſchäftliche Behandlung der während einer Vertagung des
Hauſes eingehenden Vorlagen vorläufig zu regeln.

Von dem Ergebnis der Konſtituierung der Abteilungen
und der Fachkommiſſionen wurde Mitteilung gemacht.

Auf der Tagesordnung ſtand weiter die Beſchlußfaſſung
über die geſchäftliche Behandlung der dem Hauſe bereits

zugegangenen Vorlagen: eEntwurf eines Fiſchereigeſetzes, ein Nachweis über die
Betriebsreſultate der Haupt und Landgeſtüte und eine
Reihe von nach dem 24. Juni 1915 auf Grund des Arti-
kels 63 der Verfaſſungsurkunde ergangene Verordnungen,
de der nachträglichen Genehmigung durch den Landtag

dürfen.
Das Haus beſchloß auf Vorſchlag des Präſidenten, dieſe

Verordnungen einmaliger Schlußberatung zu überweiſen;
der Nachweis aus der Geſtütsverwaltung ging an die
Agrarkommiſſion.

Nächſte Sitzung: Dienstag, den 18. Januar, 2 Uhr nach
mittags. (Einmalige Schlußberatung der erwähnten Ver-
ordnungen; erſte Leſung des Entwurfs eines Fiſcherei-

geſetzes.)

„Ein Weg zum Frieden für Rußland“
Zürich, 14. Januar. Unter der Ueberſchrift: Ein Weg zum

Frieden für Rußland, enthält die Züricher Poſt Ausführungen,
die, wie es heißt, ohne Zweifel die Auffaſſung ruſſiſcher
Kreiſe wiedergeben. Das weſentlichſte Ziel Rußlands
ſei der Beſitz einer das ganze Jahr lang eisfreien K ü ſt e am
offenen Meer, Der biherige Verlauf des Krieges läßt der
Hoffnung auf Erreichung dieſe Zieles wenig Ausſicht. Die Oeff-
nung der Dardanellen durch England wurde in Rußland als ſelbſt
verſtändliche Sühne für das Verhalten im letzten ruſſiſch türkiſchen
Kriege und dafür aufgefaßt, daß England Japan moraliſch und
finanziell unterſtützte, Rußland die eisfreien Häfen in Oſtaſien zu
entreißen. Es wächſt in Rußland die Zahl derer, die auf Per-
ſien und den Jndiſchen Ozean hinweiſen. Gelingt es
Rußland an der Perſiſchen Küſte Fuß zu faſſen, ſo wäre
unſere Erachtens die Möglichkeit einer raſcheren Beendigung des
Krieges bedeutend näher gerückt. Damit würde das wichtigſte,
wir möchten ſagen das organiſche Motiv der Kriegshandlung für
Rußland wegfallen.

Die franzöſiſchen Heeresberichte
Paris, 14. Januar. Amtlicher Bericht von Donnerstag Nach

mittag: Zwiſchen Somme und Avre verſuchte der Feind m
Laufe der Nacht gegen einen unſerer kleinen Poſten einen Hand
ſtreich, der mißlang. Jn der Champagne wurden zwei Hand
granatenangriffe, deren einer nordöſtlich der Höhe von Le
Mesnil, der zweite in Richtung auf Maiſone de Cham-
pagne ausgeführt wurde, durch unſer Sperrfeuer ſofort ange
halten. Neue Meldungen über den geſtern von den Deutſchen
im Abſchnitt For ges verſuchten Gasangriff berichten das im
Laufe der Operationen der Wind die Gaswolken auf die feind-
lichen Schützengräben zurücktrieb. Unſere Beſchießung der feind-
lichen Lager war ſehr heftig.

Amtlicher Bericht von Donnerstag Abend: Jm Artois
richteten wir auf die Stellungen an der Straße nach Lille ein
heftiges Bombardement, wodurch mehrere Punkte der feindlichen
Schützengräben und Unterſtände zerſtört wurden. Zwiſchen der
Somme und der Oiſe wurde eine deutſche, auf Regimentsſtärke
geſchätzte Abteilung in dem Augenblick, als ſie in Roh s einmar-
ſchierte unter unſer Feuer genommen. Nördlich der Aisne be
ſchädigte unſere Artillerie Beobachtungsvoſten und einen Maſchi
nengewehrunterſtand und zwang eine feindlike 10,5 Zentimeter
Batterie auf der Hochebene von Vauclerc das Feuer einzu
ſtellen. Jn der Champagne zerſprengten wir eine bedeutende
Trainkolonne in der Gegend von Gratreuil. Jm Argonner-
walde ſprengten wir eine Mine bei Fille Morte und zwei
bei Vauquois.

Belgiſcher Bericht: Der Artilleriekampf büßte imLaufe des 13. Janitar an Heftigkeit ein.
Orientarmee: Von der griechiſchen Front iſt nichts zu

berichten. Unſer Verteidigungsplan zwang uns, die Eiſen-
bahnbrücken in Demir Haſſar und Kilindir zu
ſprengen.
Ungeheuere ruſſiſche Verluſte an der oſtgali

ziſchen Front
Der Kriegsberichterſtatter Lennhof meldet der „B. Z.“: An

der oſtgaliziſchen Front ſind ſeit Weihnachten die Durchbru ch s
verſuche gänzlich abgeſchlagen worden. Die Ruſſi-
ſchen Verluſte bei dieſen Kämpfen an der beſſarabiſchen Grenze
und an der Strypa waren infolge des geradezu ſinnloſen Vor-
treibens immer neuer Angriffsſcharen womöglich noch größer, als
bei den vorhergegangenen Kämpfen,. Die Geſamtverluſte der
Ruſſen an ihrer Offenſivfront ſeit den Weihnachtstagen ſind wie
der ganz koloſſatgeſtiegen und dabei haben ſie trotz aller
gegenteiligen Behauptungen der Petersburger Verichte keine r-
lei Terraingewinne zu verzeichnen. Die Front verläuft ge-
nau in der gleichen Linie, wie Mitte Dezember.

Amerika erlaubt die Bewaffnung
von Handelsdampfern!

Waſhington, 14. Jan. (Meldung des Reuterſchen
Büros.) Das Staatsdepartement erlaubte dem
italieniſchen Dampfer „Giuſeppe Verdi“ die Ab-
reiſe mit zwei Kanonen an BVord), da verſichert wurde,
daß die Geſchütze ausſchließlich zur Verteidigung verwendet wer-

den würden. bEin Kongreßmitglied ſagte im amerikaniſchen Reprä-
ſentantenhauſe, die amerikaniſchen Secerechte
ſeien durch England ſchwerer verletzt worden,
als durch Deutſchland und ſeine Verbündelen.
h n

Die heutige Fortſetzung unſeres Romans
Die blonde Lüge“ erſcheint aus Raumgründen
ausnahmsweiſe in der nächſten Aus gabe.

Die Einkommen und Ergänzungsſtener
Zuſchläge der g

ſ urf, betreffend die Erhöhung der Zualen und zur Grgän-zungsſteuer, behandelt die Aktiengeſellſchaften, e
ditgeſellſchaften auf Aktien und Berggewerkſchaften ſo, der e
in den Einkommenſteuerſtufen durchſchnittlich um ein Dritte!
höher belaſtet werden, als die ſonſtigen Steuerpflichtigen.
Erhöhung der Zuſchläge bei der Einkommenſteuer be

trägt für dieſe Erwerbsgeſellſchaften in den Einkommenſtufen
von mehr als 2400-8000 Mk. 15 vom Hundert, während ſie beiden Deren Steuerpflichtigen gar nur 8 v. H. ausmacht. Doch

ändert ſich dieſes Verhältnis in den höheren Stufen, ſo daß die
Höherbelaſtung eben auf das erwähnte Drittel hinausläuft.
So bträgt die Erhöhung bei 27 500--30 500 Mk. 110 v. H. gegen
65 bei den körperlichen Perſonen, bei 60--70 000 Mk. 140 gegen
80 v. H., bei 90—-100 000 Mk. 150 gegen 95 v. H., bei mehr als
100 000 Mk. 160 gegen 100 v. H. Bei der Ergänzungs-
ſteuer beträgt die Erhöhung 50 v. H. der zu entrichtenden
S teuern.

Aus den Anlagen des Geſetzentwurfes führen wir nachſtehend

auf:S von körperlichen Perſonen zu entrichtenden Steuerbeträge

Einkommens- bisheriger künftiger
ſtufen Steuerbetrag Steuerbetrag

von Mk. bis Mk. Mk. Mk.
2 400-- 2700 46,20 47,60
2 700 3000 54,60 56,003 000 3300 66,00 67,203 300-- 3 600 77,00 78,40
3 3 900 88,00 89,603900 4200 101,20 106,60
4 200-- 4500 114,40 120,60
4 500 5 000 129,80 136,80
5 000 5 500 145,20 158,40
5 500 6000 160,60 175,20
6 000 6500 176,00 192,00
6 500 7 000 193,60 220,00
7 000 7500 211,20 240,00
7 500 8000 233,20 265,00
8 000 8500 255,20 301,608500 9000 27720 32760
9000 9500 303,60 358,809500 10 500 330,00 405,00

10 500 11 500 37940 445,40
11 500-- 12 500 414,10 486,00
30 500 32 000 1200,00 1632,00
32 000 34 000 1300,00 1768,00
34 000 36 000 1400,00 11904,00
36 000—— 38 000 1500,00 21040,00
38 000— 40 000 1600,00 2176,00
40 000-— 42 000 1700,00 2312,00
42 000-— 44 000 1800,00 2448,00
44 000-— 46 000 1900,00 2554,00
46 000 48 000 2 000,00 2 720,00
48 000 50 000 2 100,00 2 940,00

Jn den höheren Stufen müſſen entrichtet werden
Einkommens- bisheriger künftiger

ſtufen Steuerbetrag Steuerbetrag
von Mk. bis Mk. Mk. Mk.90 000 92 000 4 375,00 6 825,00
92 000 94 000 4500,00 7020,00
94 000 96 000 4 625,00 7 215,00
96 000 98 000 4 750,00 72410,00
98 000 100 000 4 875,00 7 605,00

100 000--105 000 5 000,00 8 000,00
uſw.

um je um je um je2500 Mk. 250 Mk. 400 Mk.ſteigend. ſteigend. ſteigend.
Ein flüchtiger Ueberblick über die Wirkungen der erhöhten

Zuſchläge läßt erkennen, daß die neuen Steuerlaſten in der
Hauptſache von den phyſiſchen Perſonen in den Einkommenſteuer
ſtufen von 30 500-—-100 00 Mk. und mehr als 100 000 Mk., nämlich
mit 42,7 Mill. von insgeſamt 54,95 Mill. Einkommenſteuer-
Mehrertrag, von den Aktiengeſellſchaften mit mehr als 10 000
Mark Einkommen, nämlich mit 25,7 Mill. von insgeſamt 26,
Mill. Mehrertrag, und endlich von den ergänzungsſteuer-
pflichtigen Perſonen getragen werden ſoll. Die Zenſiten in den
Einkommenſteuerſtufen bis 2400 Mk. einſchließlich in eine
neue Steuer jetzt überhaupt nicht auferlegt, den
Zenſiten in den Steuerſtufen bis 6500 Mk. weitgehende
Schonung und den Zenſiten in den Stufen 6500—30 500 Mk.
eine wohl erträgliche Belaſtung zuteil geworden.

720 000 gegen 40 000
London, 14. Jan. „Daily Telegraph“ meldet: Bei den

Ab ſtimmungen der Bergarbeiterverbände über
die Dienſtpflichtbill ergaben ſich 720 000 Stimmen da-
gegen, 40 000 Stimmen dafür. Der ausführende Ausſchuß be-
ſchloß demgemäß in der Nationalkonferenz der Bergleute eine
Entſchließung vorzulegen, die den ſchärfſten Widerſtand.
gegen die Bill und gegen jede Form des Staatszwanges an
kündigt.

Jtaliens Haltung gegenüber Montenegro
Bern, 14. Jan. Ein Leitartikel des „Corriere della

Sera“ verteidigt die Haltung der italieniſchen Regierung
hinſichtlich Montenegros gegen „Times“ und „Temps“,
ſowie gegen einige italieniſche Blätter. Das Blatt müßte
der italieniſchen Regierung an dem Tage das Vertrauen
entziehen, an dem es die Ueberzeugung gewinne, die Re
gierung wolle den Krieg auf die Front Stilfſer Joch
Monfalcone beſchränken, weil alsdann die Regierung über
ihre Aufgabe eine irrige Auffaſſung haben würde.
Jtalieniſche Blätter ſollten ſich aber hüten, durch ihre
Kritiken der ausländiſchen Preſſe Nahrung zu geben. Jn
der Preſſe der Verbündeten Jtaliens höre man häufig
klagen, Jtalien wolle Blut- und Energieopfer ſparen. Es
gehöre ein gut Teil Naivität dazu, zu glauben, daß Trup-
pen, die nicht direkt am Kampfe beteiligt ſeien, anders
wohin geſchickt werden könnten. Solche Truppen gebe es
übrigens in Frankreich und Rußland gen'g, P
ſonders aber in Frankreich.

Eſſad Paſchas Lohn von Jtalien für ſeine Hilfe
Wien, 14. Jan. Ftalien verſpricht Eſſad Paſcha die

Königskrone von Albanien für ſeine militäriſche Mithilfe.
Die Valutafrage bei uns und unſeren Feinden

Bern, 14. Jan. Das „Berner Jntelligenzblatt“ be-
ſpricht einen Artikel des „Giornale d'Jtalia“, in dem ver-
ſucht worden war, nachzuweiſen, daß das Sinken des Mark
kurſes Deutſchland zum Frieden zwingen werde. Das
Blatt betont, Deutſchland habe einen in ſich ge
ſchloſſenen wirtſchaftlichen HKreislauf, ſo
daß ihm das Sinken des Kurſes nicht ſo viel anhaben
könne, wie z. B. Jtalien. Die Entente fühle jede Ab-
weichung vom normalen Kurſe empfidnlich. da ſie alle
ihre Bedürfniſſe auf ausländiſchen Märkten be
frie dige



Provinz Sachfen und Umgebung Aus Halle und Umgebung
Der neue preußiſche Staatshaushalt und die

Provinz Sachſen
Der Etat der

FEiſenbahnverwaltung
fordert für die drei Direktionsbezirke Magdeburg, Halle und

Erfurt 5606 000 bzw. 8 501 000 bzw. 4 857 000 Mk., insgeſamt alſo
18 554 000 Mk an und zwar zumeiſt als weitere Raten zur Weiter
führung bereits begonnener Neu und Umbauten von Vahnhöfen,
Rangierbahnhöfen, Gleisanlagen uſw. U. a. ſind hervorzuheben:
1 000 000 Mk. als fernere Raie für Erweiterung des Rangier
bahnhofes Magdeburg Buckau und je 50000 Mk. als fernere Raten für Erbauung eines neuen Geſchäftegebändes für die

Eiſenbahndirektion zu Magdeburg und für Verbreiterung der
Bahnſteige auf Bahnhof Magdeburg Neuſtadt, und als letzte Rate
für Herſtellung eines Rangierbahnhofes bei Magdeburg
Rothenſee. 2000 000 Mk. für Umgeſtaltung der Bahnhofs
anlagen in Braunſchweig, je 10600 000 Mk. für Umgeſtal
tung der Bahnhofsanlagen in Köthen und Vienenburg,
400 000 Mk. für Umgeſtaltung der Bahnhofsanlagen in Eils
leben, 140 000 Mk. als letzte Rate für Umbau des Bahnhofes
Corbetha, 107 000 Mk. als letzte Rate für Erweiterung des
Güterſchuppens auf Bahnhof Halke, 1 200 000 Mk. als fernere
Rate für Herſtellung eines Hauptbahnhofs in Leipzig und
einer Verbindungsbahn von Wahren nach Schönefeld und
Heiterblick ſowie Erweiterung des Bahnhofes PlagwitzLindenau,
600 000 Mk. als fernere Rate für Unbau des Bahnhofs
Schlettau bei Halle a. S., je 500 000 Mark als fernere
Raten für Gleiserweiterung am Nordende des Bahnhofs Halle
Saale und für Erweiterung des Güterbahnhofs Merſeburg,
400 000 Mk. als fernere Rate für Erweiterung des Vahnhofs
Torgau, 200 000 Mk. als erſte Rate für Herſtellung von zwei
Ueberholungsgleiſen beim Haltepunkt Helfta, 100 000 Mk. als
fernere Rate für Erweiterung des Bahnhofs Elſterwerda
(Berl.-Dresd. Bahnhof), je 800 000 Mk. als fernere Raten für
Erbauung einer neuen Hauptwerkſtätte in Meiningen und
Umbau des Bahnhofs Weimar, 700 000 Mk. als fernere Rate
für Herſtellung einer unmittelbaren Einfahrt für Güterzüge der
Hauptbahnen von Nordhauſen und Sangerhauſen nach den Ab-
laufgleiſen des Güterbahnhofs Erfurt, 400 000 Mk. als fernere
Rate für Erweiterung der Bahnanlagen in Rudolſtadt,
200 000 Mk. als fernere Rate für Erweiterung des Perſonenbahn
hofs Koburg, je 150 000 Mk. für Erweiterung der Bahnanlagen
in Saalfeld (erſte Rate) und für Erweiterungen am Oſtende
des Bahnhofs Gotha (fernere Rate). An neuen Strecken wird
im Etatsjahr 1916 in den drei Direktionsbezirken nur 28,69 Ki-
lometer lange Vollſpurbahn Roßlau-Wieſenberg dem
Verkehr übergeben werden. Jnsgeſamt ſind in den Bezirken Mag
deburg 1733,91, Halle 2144,42 und Erfurt 1939,42 Kilometer
Vollſpurbahnen im Betrieb.

Der Kultusetat
wirft 50 350 Mk. für den Erweiterungsbau des vom Staate und
von der Stadt gemeinſchaftlich zu unterhaltenden Realproghm
naſiums in Staßfurt, 35 000 Mk. für den Erweiterungsbau
für das Domghmnaſium in Merſeburg und 10350 Mk. für
bauliche Jnſtandſetzungsarbeiten bei dem Gymnaſium in Schleu
ſin gen aus.

Jm Etat der
Berge Hütten- und Salinenverwaltung

ſpielt wieder das ſtaatliche Salzbergwerk Staßfurt eine Rolle.
Die zum Ankauf und zur Jnſtandſetzung beſchädigter Häuſer uſw.
bisher bewilligten Mittel von zuſammen 1 200 000 Mk. ſind er
ſchöpft. Es wird nun zu gleichem Zwecke die Summe von 200 000
Mark angefordert, gleichzeitig aber angekündigt, daß, da eine end
gültige Beruhigung der Oberflächenbewegung noch nicht eingetre-
ten iſt, in nächſter Zeit noch weitere Mittel erforderlich ſein wer-
den. Angefordert werden ferner 100 000 Mk. als weiterer Teil
e zum Ausbau der Clausthaler Rohhütte zu einer Voll
jütte.

Jm Etat der
Bauverwaltung

werden u. g. angefordert zum Bau eines Uferdeckwerks vor dem
Müggendorfer Schardeich an der Elbe als 4. Rate 30 000
Mk., für den Bau eines Deckwerks in der Borghorſter Bucht
an der Elbe als 3. Rate 40 000 Mk., zum Bau eines Deckwerks
vor dem Gribower Lug an der Elbe eine Reſtrate von 17 000
Mk., ferner zur Kanaliſierung der Aller von Celle bis zur
Leinemündung eine dritte Ergänzungsvate von 650 000 Mk. und
r des Plauer Kanals eine 2. Rate von
4

Jm Etat der
Juſtizver waltung

werden im Gebiete des Oberlandesgerichts in Naumburg a. S. an
gefordert: für den Neubau eines Geſchäftsgebäudes für das Ober-
landesgericht in Naumburg a. S., 4. Rate, für Einrichtungs
gegenſtände 120 000 Mk., für den Neubau eines Geſchäftsgebäudes
für das Amtsgericht in Zeitz, 3. und letzte Rate, 87,500 Mk., für
den Neubau eines Geſchäfts und Gefängnisgebäudes für das
Amtsgericht in Dingelſtädt, 3. und letzte Rate, 44,600 Mk.

Aus Landes und Stadtparlamenten
Verbandstagungen Wahlen

V Quedlinburg, 14. Jan. (Stadtverordnetenſitz-
ung.) Nach Einführung der wieder und neugewählten Stadt
verordneten fand in der geſtrigen erſten Sitzung im neuen Jahre
die Wahl des Vorſtehers und Stellvertreters ſtatt, für welche
Aemter Juſtizrat Herzog und Profeſſor Dr. Kleemann
wiedergewählt wurden. Für die Einrichtung von elektriſcher
Beleuchtung in den Jnfanteriekaſernen wurden 19 000 Mark be
willigt. Zur Unterſtützung der Familien der Heeresangehörigen
wurden für das erſte Vierteljahr 1916 weitere 60 000 Mark be
reitgeſtellt: verausgabt wurden für dieſen Zweck: bis Ende 1915:
157 000 Mark. Die Abſchlüſſe der ſtädtiſchen Gas, Waſſer und
Elektrigitätswerke haben für das Jahr 1914 einen Reingewinn
von insgeſamt 176 725,25 Mark ergeben, 12 856 Mark mehr als
im Jahre 1913.

Krankheiten, Unglücks und Todesfälle
Weimar, 14. Jan. (Vom Hauſe entfernt, und

dahin nicht zurückgekehrt) iſt vor wenigen Tagen der
Kammergutspächter Ehrhardt aus Köttendorf.
Der Genannte, deſſen Geſundheitsverhältniſſe ſeit einiger Zeit
nicht die erfreulichſten waren, hatte ſich in geſchäftlichen Ange
legenheiten nach Oberweimar begeben. Nach eingetretener Dun-
kelheit iſt er von dort we gen und ſeitdem verſchwunden.Vefren ete Perſonen haler gewarnt, mit Rückſicht auf
ſeinen Geſundheitzuſtand den Rückweg nach Köttendorf allein an
zutreten. Zu befürchten iſt, daß Ehrhardt unt ein Leid
zugeſtoßen iſt bezw., daß er vom Wege abkam und in die hoch
angeſchtwollene Jlm geriet. Des Vermißten Gattin befindet
ſich zurzeit, ihres ebenfalls leidenden Zuſtandes wegen, zur
Kur in Wiesbaden.

Aſchersleben, 14. Jan. (Ein ſchwerer Unglücks-fal h ereignete ſich geſtern vormittag auf dem hieſigen Bahn
hofe. Der geiſteskranke Soldat Mozinsky aus Berlin, der
von einem Unteroffizier nach der Jrrenanſtalt in Alt-Scher-
bitz gebracht werden ſollte, warf ſich plötzlich vor dem von
Halberſtadt um 10 Uhr 46 Min. hier eintreffenden Zug und
wurde eine Strecke mit fortgeſchleift. Der Unteroffizier wollte
M. zurückreißen, kam aber zu ſeinem Glück ſelbſt zu Falle, ſonſt

er ebenfalls überfahren worden. Der Saldat iſt am
Kopfe und Vecken ſchwor verletzt worden und n dem
re Krankenhauſse geſcha während der Unteroffizier
eine Jeichtore Kopfverlehung erlttt,

Halle, den 15. Januar
Keine pflanzlichen und tieriſchen Oele und Fette

zu gewerblichen Zwecken
Heute, Sonnabend, tritt das vom Bundesrat erlaſſene Verbot

der Verwendung von pflanzlichen und tieriſchen len und
Fetten für gewerbliche Zwecke vom 6. Januar d. Js. in Kraft.
Nach der Verordnung dürfen Butter, Butterſchmalz, Margarine,
Kunſtſpeiſefett und Schweineſchmalz zu techniſchen Zwecken nicht
verarbeitet oder ſonſt verwendet werden. Auf die Herſtellung
von Nahrungsmitteln findet das Verbot keine Anwen-
dung. Auch zur Herſtellung von Seife oder Leder jeder
Art dürfen worauf beſonders hingewieſen ſei pflanzliche
und tieriſche Oele und Fette nicht verarbeitet oder ſonſt ver
wendet werden. Sie dürfen ferner nicht geſpalten werden. Da-
gegen tritt am morgigen Sonnabend die Vorſchrift im S 12
der Verordnung über Oele und Fette vom 8. November vorigen
Jahres, wonach die Verarbeitung von Leinöl, Talg und Dampf-
medizinaltran zur Herſtellung von Seife und die Spaltung
dieſer Stoffe verboten war, außer Kraft.

Beſchlagnahme von Saatgetreide
Nach einer Verordnung des Bundesrates vom 13. Januar iſt

mit dem Beginn des 15. Januar 1916 alles im Reiche vorhandene
Saatgetreide, ſoweit es aus der Beſchlagnahme nach der Ver-
ordnung über den Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus dem
Erntejahr 1915 vom 28. Juni 1915 freigeworden iſt, für den
Kommunalverband beſchlagnahmt, in deſſen Be
zirk es ſich befindet. Saatgetreide, das ſich zu dieſem Zeitpunkt
auf dem Transport befindet, wird für den Kommunalverband
beſchlagnahmt, in deſſen Bezirk es nach beendetem Transport ab
geliefert wird. Wer mit dem Beginn des 15. Januar 1916 hier-
nach beſchlagnahmtes Saatgetreide in Gewahrſam hat, iſt ver
pflichtet, es dem Kommunalverbande des Lagerungsortes bis
zum 20. Januar, getrennt nach Orten und Eigentümern, an
zu zeigen. Auf dem Transport befindliches Saatgetreide

iſt nach dem Empfang unverzüglich anzuzeigen. Zuwider-
handlungen werden mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit
Geldſtrafe bis zu 1500 Mk. geahndet.

„Poſtgebiet Oſt“
Berlin, 14. Januar. Mit Ueberdruck „Poſt gebiet Oſt“

werden am 15. Januar für den Bereich der neueingerichteten deut-
ſchen Poſt und Telegraphenverwaltung im Poſtgebiet des Ober

befehlshabers Oſt-Poſtwertzeichen ausgegeben.

Kirchl. Anzeigen von Halle u. Vororten.
2. Sonntag nach Epiphanias, den 16. Januar 1916.

Mariengemeinde: Jünglingeverein Sonntag abends 8 Uhr
Verſammlung im Sitzungszimmer An der Marienkirche 2. Am
Donnerstag fällt das Turnen in der Turnhalle der Hermann
ſtraßen Schule aus. Jungfrauenverein Sonntag abends s Uhr
jüngere Abteilung, Donnerstag abend 8 Uhr ältere Abteilung Ver
ſammlung im Konfirmandenzimmer An der Marienkirche 1.
Miſſions-Nähverein Mittwoch abend 8 Uhr im Sitzungszimmer,
Eingang An der Mari nkirche 1. Evgl. Mädchenverein Sonntag
abends 8 Uhr Sophienſtr. 6 (Marthahaus).

St. Ul rich: Evang. Männer, Jünglings- und Jugendverein an
St. Ulrich, Charlottenſtr. 15: Sonntag abends 8 Ühr, Dienstag
abends 8 Uhr ältere Abteilung, Mittwoch abends 8 Uhr jüngere
Abteilung, 91 Uhr Bibelſtunde, Freitag abends 8 Uhr Geſangs
obteilung; Paſtor Richter. Evangeliſcher Jungfrauenverein an
St. Ulrich Montag nachm. 5--7 Uhr Kleine Märkerſtraße 1;
Paſtor Richter. Kirchengeſang Verein „Ulriciana“ Montag
abends 8 Uhr Reichshof, Alte Prom. Paſtor Richter. Miſſions
verein an St. Ulrich Freitag nachm. 3 Uhr Franckeſtraße 1;
Paſtor Richter. Franckeſcher Jünglingsverein an St. Ulrich
Sonntag nachm. 3 Uhr Turnſpiele, Sandanger, abends 7 Uhr
Verſammlung Charlottenſtraße 19, Sonnabend abends 8 Uhr Turn-
abteilung Turnen in der Turnhalle des Reformrealgymnaſiums,
Frieſenſtraße Paſtor Heintke. Evangel. Jungfrauenverein an
St. Ulrich Montag abends 8 Uhr Kl. Märkerſtr. 1; Paſtor Heintke.

le Srauennshverein: Dienstag nachm. 3 Uhr Martink-
erg 21.

Oſtbezirk: Jugendverein: Sonntag abends 7--9 Uhr Freiimfelder
ſtraße 118; Jung Mädchenverein: Montag abends 8 Uhr
Freiimfelderſiraße 118.

Johannesrirche: Paſtor Faßmer; Verſammlungsräume Rudolſ
Hauymſtrape 37: Jugendbund, Abt. junger Männer Sonntag nachm.
4 Uhr. Abteilung junger Mädchen Donnerstag abends 8 Uhr.
Paſtor Butz Verſammlungsränme Merſeburgerſtr. 153, Eingang
Pfännerhöhe. Sonntag nachm. 4 Uhr Jungfrauenverein. Sonntag
abends 8 Uhr Jünglingsverein, Geſangverein der Johann esgemeinde
Montag abends 8 Uhr Uebungsſtunde Merſeburgerſtr. 10. Frauen
hilfsverein der Johannesgemeinde Mittwoch nachm, 31 Uhr Verſamm-
lung Lindenſtraße 78 I; Paſtor Butz.

St. Moritz: Jugendverein Sonntag abends s Uhr Verſammlung in
der Herberge zur Heimat, Mauerſtr. 7. Jungfrauenverein Dienstag
abends 8 Uhr Verſammlung in der Herberge zur Heimat, Mauerſtr. 7.

Zu St. Georgen: Kirchenchor Dienstag abends 8 10 Uhr im Ge
meindehaus Kriegenähverein Donneretag abends 8 Uhr im Pfarr-
haus. Flickſchule I (Konfirmanden) Mittwoch nachm. 24 Uhr im
Pfarrhaus. Flickſchule II Mittwoch nachm. 2-4 Uhr im Gemeinde
haus. Evangeliſcher Verein junger Männer (Paſtor Gallert)
Sonntag abends 7 Uhr im Gemeindehaus, Dienstag Spielabend.
Jungfrauenverein I und II (Paſtor Witte): I Sonntag nachm. 4 Uhr
im Gemeindehaus, II abends 8 Uhr im Pfarrhaus. Verſammlung
der konfirmierten jungen Mäd hen (Paſtor Hellmann) Donners-
tag abends s Uhr im Gemeindehaus. Kriegenähverein der Frarckeſchen
Stiftungen jeden 2, Donnerstag im Monat 2-4 Uhr. Armen-
nähverein der Franckeſchen Stiftungen jeden letzten Donnerstag im
Monat 2--4 Uhr.

Domgemeinde: Jugendverein Sonntag abends 7 Uhr und Mitt
woch abends 8 Uhr Kl. Klausſtr. 12. Jungfrauenverein ältere
Abteilung Dienstag abend von 8--10 Uhr, jüngere Abteilung Montag
nachm. von 3--6 Uhr Kl. Klausſtr. 12. Donmkirchenchor Freitag
abend 8 Uhr Uebungsſtunde Kl. Klausſtr. 12,

Neumarkt- Gemeinde St. Laurentius und St. Stephanus):
Jungfrauenverein ältere Abteilung Sonntag abends 7 Uhr im
Gemeindehauſe. Jugendverein Sonntag abends 8 Uhr im Gemeinde
hanſe; Paſtor Dr. Hagemeyer. Montag abends 8 Uhr Uebungen des
Bläſerchors Breiteſtr. 29. Mittwoch abends 8 Uhr Knabenabteilung.
Donnerstag abends 8 Uhr Turnen im Stadtgymnaſium.

Paulusgemeinde: Jugendverein Sonntag abends 8 Uhr Paſtor
von Broecker. Mittwoch abends 84 Uhr Turnen in der Turnhalle des
Stadtgymnaſiums. Jünglingsverein Sonntag abends 73, Uhr Paſtor
Haberland. Donnerstag abends 8 Uhr Bibelſtunde. Jungfrauen
verein I Dienstag abends 8 Uhr, II Sonntag abends 7 Uhr.
KriegeArbeitsnunde Donnerstag nachm. 34 5 Uhr. Blaues
Kreuz Sonnabend abends 82/, Uhr Diakon Deubel.

St. Bartholomäus (Halle-Giebichenſtein): Evang. Männer und
Jünglingsverein Sonntag abends von 7—9 Uhr jüngere Abteilung,
von 8--10 Uhr ältere Abteilung Verſammlung Peſtalozziſtr. 4.
Mittwoch abends 8 Uhr Verſammlung Peſtalozziſtraße 4. Evangel,
Frauen und Jungfrauenverein Sonntag abends 7 Uhr Verſamm-
lung, Donnerstag von abends 72 Uhr Leſeabend Peſtolozziſtraße 4.

St. Petrus (HalleCröllwitz): Evangel. Frauen und Jungfrauen
verein Montag abends 8 Uhr Verſammlung.

Halle-Trotha: Jnngfrauenverein Dienstag abend 8 Uhr Ver
ſammlung im Pfarrhauſe.

St. Franziskus- und Eliſabethkirche: Mittwoch nachm.
d Uhr Verſammlung des Eliſabethvereins.

Ammendorf: Jungfrauenverein Montag abends 6 Uhr Verſammlung
im Zugendheim.

l

Börſen- und Handelsteil
Die künftigen Steuerzuſchläge bei Aktieengeſellſchaften und

Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung
Die künftigen Steuerzuſchläge der Aktiengeſell-

ſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und
Berggewerkſchaften unterſcheiden ſich bei der Ein-
kommenſteuer von den. bisherigen Zuſchlägen dadurch, daf
der Satz von 10 v. H., des bisher für die Einkommenſteuerſtufen
von mehr als 1200 bis 3000 Mk. galt, nach dem Kriegsſteuergeſet
nur für die Stufen 1200 bis 2400 Mk. Geltung behau. Für
die Einkommen von 2400 bis 8000 Mk., bisher 10 v. H., werden
in Zukunft 15 v. H., für die Einkommen von 3000 bis 10 500
Mark. bisher 20 v. H., werden in Zukunft 25 bis 60 v. H., für
die Einkommen von 10500 bis 20500 Mk., bisher 30 v. H.,
werden in Zukunft 60 v. H. bis 90 v. H., für die Einkommen
von 20 500 bis 30 500 Mk., bisher 40 v. H., werden in Zukunft 90
v. H. bis 110 v. H., für die Einkommen von mehr als 30 500
Mark, bisher 50 v. H., werden in Zukunft 120 v. H. bis 160
v. H. Zuſchläge erhoben. Bei einem Einkommen von 100 000
Mark bis 105 000 Mk. wird der Steuerſatz von 4000 Mk., der
durch die bisheri Zuſchläge in Höhe von 50 v. H. auf 6000
Mk. erhöht in Zukunft durch den Steuerzuſ F.ag von
160 v. H. auf 10400 Mk. erhöht. Jn den Einkommenſtufen
von mehr als 105 000 Mk. ſteigt für jede 5000 Mk., um die das
Einkommen ſteigt, der Steuerbetrag um 520 Mk. Bei der Er-
gänzungsſteuer iſt auch für die Aktiengeſellſchaften uſw. der bis-
herige Satz von 25 v. H. auf 50 v. H. erhöht.

Die künftigen Steuerzuſchläge der Geſellſchaften mit
beſchränkter Haftung laſſen den bisher für die Ein-
kommenſteuerſtufen von mehr als 1200 Mk. bis 3000 Mk. gel
tenden Satz von 7,5 v. H. nur noch für die Stufen von 1200 bis
2400 Mk. einſchließlich beſtehen. Für die Einkommen von mehr
als 2400 bis 3000 Mk. beträgt der zukünftige Zuſchlag 8 v. H.,
für die Einkommen von 3000 bis 10 500 Mk., bisher 15 v. H.
Zuſchlag, in Zukunft 12 v. H. bis 35 v. H., für die Einkommen
von 10500 bis 20 500, bisheriger Zuſchlag 22,5 v. H., in Zu
kunft 35 v. H. bis 50 v. H., für die Einkommen von mehr als
20 500 bis 30 500 Mk., bisheriger Zuſchlag 30 v. H., in Zukunft
50 bis 65 v. H., für die Einkommen von mehr als 30 500 Mk.,
bisheriger Zuſchlag 40 v. H., in Zukunft 70 bis 100 v. H. der
zu entrichtenden Steuer. Jn der Einkommenſteuerſtufe von
mehr als 100 000 Mk. bis 104 000 Mk. wurde bisher der Steuer
ſatz von 4600 Mk. durch den 40proz. Zuſchlag auf 6440 Mk. erhöht,
in Zukunft wird durch den 100proz. Zuſchlag der Steuerſatz auf
9200 Mk. erhöht. Bei Einkommen von mehr als 104 000 Mk.
erhöht ſich für jede weitere 4000 Mk. Einkommen der Stewerſatz
um 360 Mark.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 14 Jan. Wegen der Störung in den telegraphiſchen

und telephoniſchen Verbindungen war das Geſchäft noch ſtiller
als an den Vortagen und, aus dieſem Grunde die Kursentwick-
lung ziemlich unregelmäßig. Als aber die freudige Nachricht
von der Beſetzung Cetinjes bekannt wurde, befeſtigte ſich
die Tendenz, wenn auch damit eine Belebung der Ge-
ſchäftstätigkeit nur in geringem Maße eintrat. Von Jnduſtrie-
werten ſind Bismarckhütte, Gebrüder Körting, Große
Berliner Straßenbahn und einige andere als höher zu er-
wähnen, dagegen Schiffahrts- und Montanwerke teilweiſe
etwas niedriger. Am Deviſenmarkte hielt die rückläufige Kurs-
bewegung an und dies gab der feſten Grundſtimmung weiter
eine Stütze. Heimiſche Anleihen ſind gut behauptet.
Oeſterreichiſch- ungariſche Anleihen waren im Ein-
klang mit der weiteren Beſſerung der Valuta befeſtigt.

Getreidebericht

Berlin, 14. Jan. Auch heute verlief das Geſchäft am Pro-
duktenmarkt ohne weſentliche Anregung. Die Zufuhr von ver
ſchiedenen Futterſtoffen nimmt etwas mehr zu, ſodaß die Nach-
frage im freien Verkehr nicht mehr ſo dringend iſt. So waren
heute Futterkartoffeln und Pfrdemöhren reich-
licher angeboten, die Forderungen blieben jedoch unverändert.
Jn den anderen Artikeln waren die Umſätze nur klein bei geſtri
gen Preiſen. Wetter: Regen. Der Getreidemarkt blieb
ohne Notierung.

Cetzte Telegramme
Zwiſt in der ſozialdemokratiſchen Fraktion

Berlin, 15. Jan. Der „Vorwärts“ veröffentlicht eine
Erklärung der Minderheit der ſozial-demokratiſchen Fraktion in der Liebknecht-
Angelegenheit. Darin wird der Fraktion die Be
fugnis abgeſprochen, einem Mitgliede die Rechte, die aus
der Fraktionszugehörigkeit entſtehen, abzuerkennen.

Brandſtiftung in einem Militärkleiderlager in Liſſabon
Liſſabon, 14. Jan. Geſtern abend brach in einem

Lager für Militärkleider ein Brand aus, der in ver
brecheriſcher Abſicht angelegt worden war. Außer
dem Sachſchaden ſind drei Tote und zahlreiche Verwundete
zu verzeichnen. Man glaubt, daß noch mehr Leichen
unter den Trümmern liegen.

Wegen fortgeſetzten Landesverrats
und Verrats militäriſcher Geheimniſſe wurde der Kaufmann
Jens Lauſch aus Kopenhagen vom außerordentlichen
Kriegsgericht beim Landgericht Kiel zu 12 Jahren Zucht-
haus und zehn Jahren Ehrverluſt verurteilt

Wetterbericht
vom 14. Januar. Jn ganz Deutſchland ſind geſtern und nachts
bei Temperatuvren nahe Null verbreitete und Schnee
ſchauer aufgetreten, die an der Elbmündung beſonders ebig
waren Hamburg 24 Millimeter). Auch heute dauern die Nieder
ſchläge zum Teil noch an. Ausſichten fürſsonnabend:
Zeitweiſe aufklärend, Nachlaſſen der Niederſchläge, kälter.

Verantwortlich:
für den politiſchen Teil Dr. Mätzold; für Provingz, Börſen- und
Handelsteil: M. Ebeling; für Oertliches, Gerichtsſaal, Kongreſſe
und Sport: H. Mieſchner; für Feuilleton, Kunſt, Wiſſenſchaft und
Permiſchtes: H. Reißner; für den Anzeigenteil: O. Kreibohm.

Sprechſtunden von 10 bis 1 Uhr.

Bekanntmachung.
Auf Grund des Beſchluſſes des Direktoriums der

Reichsgetreideſtelle iſt zur Herſtellung von Mehl vom
16. Januar 1916 ab der Roggen bis zu 82 vom Hüundert
und der Weizen bis zu 80 vom Hundert auszumahlen.

Dieſe Vorſchrift gilt vom genannten Tage ab auch für
alles Brotgetreide, das ein Selbſtverſorger einer Mühle
zum Ausmahlen übergibt.

Halle a, S., den 14. Fanuar 1916.
Der Kreisansſchußz des Saalkreiſes.

Nr. 472 K. A. von Krosigk.
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